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(Nr. 13238.) Geſetz über das Freifahrtrecht und die Entſchädigung der Mitglieder des Preußiſchen Land⸗ 
tags. Vom 13. Mai 1927. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Freifahrtrecht. 


8 1. Bit 

(1) Die Mitglieder des Landtags erhalten vom Tage der Feſtſtellung ihrer Wahl an für die Dauer 
ihrer Zugehörigkeit zum Landtag und für die folgenden acht Tage, im Falle der Auflöſung des Landtags 
bis zum Ablaufe des achten Tages nach der Neuwahl des Landtags das Recht zur freien Fahrt auf den 
auf das Reich übergegangenen Strecken der ehemals preußiſch⸗heſſiſchen Staatseiſenbahngemeinſchaft 
ſowie auf allen in dieſem Gebiete vorhandenen Privateiſenbahnen, nebenbahnähnlichen Kleinbahnen 
und Kraftpoſten der Deutſchen Reichspoſt. 

(2) Das Recht iſt nicht übertragbar. 
a 82. 

() Mitgliedern des Landtags, die im Verkehre zwiſchen getrennten Teilen Preußens Seeverbin⸗ 
dungen oder Eiſenbahnen benutzen, für die ſie keine Freifahrtberechtigung beſitzen, werden die hierdurch 
entſtandenen Koſten erſetzktt. s 8 2 BE 

(2) Das geſchieht auch bei Benutzung anderer Verkehrsmittel, wenn infolge ungewöhnlicher Er⸗ 
eigniſſe der Betrieb derjenigen Verkehrsmittel ftillgelegt worden ift, für die die Mitglieder des Landtags 
ein Freifahrtrecht beſitzen. 8 
8 3. 

Die Mitglieder des Landtags dürfen für die Benutzung von Eiſenbahnen, für die fie Freifahrtberech⸗ 
tigung beſitzen, keine Eiſenbahnfahrkoſten annehmen. 


Aufwandsentſchädigung. 
8 4. 
(1) Die Mitglieder des Landtags erhalten vom Tage vor dem erſten Zuſammentritte des Landtags 
an bis zum Ende des Monats, in dem die Wahlperiode abläuft oder der Landtag aufgelöft wird, 25 vom 
Hundert des Grundgehalts eines Staatsminiſters als Aufwandsentſchädigung. Erfolgt die Neuwahl 


des Landtags erſt nach dieſem Zeitpunkte, ſo erhalten die Mitglieder des Landtags die Aufwandsent- 
ſchädigung bis zum Tage der Neuwahl des Landtags. 


(2) Die Aufwandsentſchädigung iſt in monatlichen Teilbeträgen im voraus zu zahlen. Gehört 
ein Mitglied während eines Kalendermonats zwei aufeinanderfolgenden Landtagen an, ſo darf ihm nicht 
mehr gezahlt werden als der Monatsbetrag an Aufwandsentſchädigung. 

(3) Ein Verzicht auf die Aufwandsentſchädigung iſt unzuläffig; der Anſpruch auf Aufwands⸗ 
entſchädigung iſt nicht übertragbar. 

Wierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 1. Juni 1927.) 
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$5. 

() Mitglieder des Landtags, die nach dem erſten Zuſammentritte des Landtags eintreten, er⸗ 1 
halten die Aufwandsentſchädigung von dem Tage vor ihrem Eintritt an. Als Tag des Eintritts gilt 
der Tag, an dem der Landeswahlausſchuß (Landeswahlleiter) ſeine Feſtſtellung getroffen hat. 

(2) Mitglieder des Landtags, die vor Ablauf der Wahlperiode oder vor Auflöſung des Landtags f 
ausſcheiden, erhalten die Aufwandsentſchädigung bis zum Ende des Monats, in dem ſie ausgeſchieden ſind. 

(3) Iſt im Falle des Todes eines Mitglieds des Landtags ein Ehegatte hinterblieben, ſo kann 
die Zahlung an dieſen erfolgen, ohne daß ſein Erbrecht nachgewieſen zu werden braucht. 


8 6. 
(1) Für die Teilnahme an Ausſchußſitzungen, die durch Eintragung in die Anweſenheitsliſte des 
Ausſchuſſes nachgewieſen wird, erhalten die Ausſchußmitglieder an Tagen, an denen keine Vollſitzungen 
des Landtags ſtattfinden, für jeden Tag ihrer Anweſenheit zu ihrer Aufwandsentſchädigung einen Zu⸗ 
ſchlag von einem Dreißigſtel des Monatsbetrags. 
(2) Dieſe Beſtimmung gilt auch, wenn Mitglieder des Landtags an Sitzungen teilgenommen 
haben, zu denen ſie von einem Miniſterium eingeladen oder vom Landtag entſandt worden ſind. 


8 7. 
(1) Für jeden Tag, an dem ein Mitglied des Landtags der Vollſitzung des Landtags ferngeblieben 
iſt, wird von der Aufwandsentſchädigung ein Dreißigſtel des Monatsbetrags abgezogen. 


(2) Dieſer Abzug unterbleibt: 
a) wenn das Fernbleiben durch Krankheit veranlaßt war; 5 
b) wenn das Mitglied des Landtags an demſelben Tage an einer Ausſchußſitzung als Mitglied 
teilgenommen hat / 


e) wenn das Mitglied des Landtags an demſelben Tage an einer Sitzung teilgenommen hat, 


zu der es von einem Miniſterium eingeladen oder vom Landtag entſandt war. = 


1 


§ 8. 
Die in den § 4, 6 und 7 feſtgeſetzten Beträge ſind auf volle Reichsmark aufzurunden. 


Sondervorſchriften. | 

99. | | 

Für den Präſidenten und die ſtellvertretenden Präsidenten ſowie für die ſtändigen Mitglieder des 
Ständigen Ausſchuſſes (Artikel 26 der Verfaſſung) gelten auch nach Ablauf der Wahlperiode oder nach ö 
Auflöſung des Landtags die Beſtimmungen der 89 1 und 2: | 


bis zum Ablaufe des achten Tages nach dem Tage des Zuſammentritts des neuen Landtags , 


die Beſtimmungen der $$ 4 und 6: 
bis zum Ablaufe des Monats, in dem der neue Landtag zuſammentritt. 


$ 10. 
(1) Mitglieder des Landtags, die gleichzeitig Mitglieder des Reichstags find, erhalten die Auf- 
wandsentſchädigung nur für die Tage, an denen ihnen ein Abzug von der Entſchädigung gemacht worden 
iſt, die fie als Mitglieder des Reichstags erhalten, und abgeſehen hiervon, nur dann, wenn der Landtag 
verſammelt iſt und der Reichstag länger als eine Woche zu einer Vollſitzung nicht zuſammentritt. 
(2) Der Landtag gilt im Sinne dieſer Beſtimmung nicht als verſammelt, wenn er länger als eine 
Woche zu keiner Vollſitzung zuſammentritt. 
9 11. 255 
(1) Mitglieder des Landtags, die gemäß der Geſchäftsordnung für den Preußiſchen Landtag von 
der Teilnahme an den Sitzungen des Landtags ausgeſchloſſen ſind, verwirken für die geſamte Zeit bis 


rege 


zum Ablaufe des letzten Ausſchlußtags das Recht zur freien Fahrt, den Anſpruch auf Erſtattung von 
Fahrkoſten und den Anſpruch auf Aufwandsentſchädigung. 

(2) Die Freifahrtkarte iſt dem Landtag innerhalb 24 Stunden nach Mitteilung des erfolgten Aus- 
ſchluſſes zurückzugeben. Geſchieht dies nicht, jo verwirkt das ausgeſchloſſene Mitglied für weitere vier 
Wochen über die Dauer ſeiner Ausſchließung hinaus den Anſpruch auf Aufwandsentſchädigung. 


Schlußvorſchriften. 
$ 12. 

(1) Dieſes Geſez tritt mit Wirkung vom 1. April 1927 an in Kraft. Mit demſelben Tage treten 
das Geſetz über die Entſchädigung der Mitglieder und des Präſidenten des Preußiſchen Landtags vom 
23. April 1921 (Geſetzſamml. S. 361), die dazu ergangenen Anderungsgeſetze und die Verordnung vom 
28. September 1923 (Geſetzſamml. S. 447) außer Kraft. 

(2) Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz erläßt der Präſident des Landtags. 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 

Berlin, den 13. Mai 1927. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
b Braun. Höpker Aſchoff. Grzeſinſki. 


(Nr. 13239.) Geſetz über Anderung der 88 3 und 18 des Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetzes vom 
17. Dezember 1920/1. Januar 1925 (Geſetzſamml. 1925 S. 17) in der Faſſung des Geſetzes 
vom 6. Juni 1925 (Geſetzſamml. S. 61). Vom 13. Mai 1927. N 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Im 83 Abſ. 1 werden Satz 2 und 3 umgeſtellt. 


8.2. 

Im 83 Abi. 1 Satz 3 (bisher Satz 2) werden hinter den Worten „mit dem Finanzminiſter“ die 
Worte „im Einzelfalle die endgültige Anſtellung vor Zurücklegung einer anrechnungsfähigen Dienſtzeit 
von ſieben Jahren genehmigen und“ eingeſchaltet. 

93. 

Dem § 18 Abſ. 3 tritt folgender Satz hinzu: 

Ergeben ſich aus dieſer Berechnung der Dienſtzeit für einzelne Lehrer (Lehrerinnen) 
unverſchuldete Härten, ſo kann der Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung in 


Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter das Vergütungsdienſtalter nach der beſonderen Lage 
des Einzelfalls feſtſetzen. 


9 4. 


Mit der Ausführung dieſes Geſetzes werden der Mirifter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung 
und der Finanzminiſter beauftragt. 


8 5. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1927 in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 13. Mai 1927. 
GSiegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Ber Braun, Becker. Hößpker Aſchoff. 


IN, 


(Nr. 13240.) Geſetz über die Bereitſtellung von Mitteln zur weiteren Förderung des Baues von Klein: 
bahnen. Vom 14. Mai 1927. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen 
81. 


(1) Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, zur weiteren Förderung des Baues ſowie zur Er 
haltung von Kleinbahnen 5 000 000 Reichsmark zu verwenden. 


(2) Aus dieſem Fonds können notleidenden Kleinbahnen, bei denen der Preußiſche Staat als Ge 
ſellſchafter beteiligt iſt, zun Durchführung der zur Erhaltung der Betriebsfähigkeit erforderlichen Maß, 
nahmen, insbeſondere zur Inſtandſetzung des Bahnkörpers oder zur Beſchaffung von Betriebsmaterial | 
(Lokomotiven, Wagen) Beihilfen unter der Vorausſetzung gewährt werden, daß ſeitens der übrigen Geſell 
ſchafter mindeſtens gleich hohe Beträge zugeſichert werden. 


(3) Über die Verwendung dieſes Fonds wird dem Landtag alljährlich Rechenſchaft abgeleg 
werden. 


82. 

(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im $1 bewilligten Mittel im Wege des Kredits zu 
beſchaffen. 

(2) Die Schuld iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des aufgenommenen Schuld, ° 
kapitals und die erſparten Sinfen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Verrechnung auf ber 
willigte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der zur Tilgung der Schub 
aufgewendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen. 
5 3 3 

Die Ausführung dieſes Geſetes erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird N verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 14. Mai 1927 — 
Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. ut 
Braun. Höpker Aſchoff. Schreiber. ' 


(Nr. 13241.) Erlaß über Anderung des Tarifs für die Gebühren der Kreisärzte uſw. Vom 10. Mai 1927, 


Auf 6 Grund des $8 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend die Gebühren der Medizinalbeamten, vom 14. Juli 1909 
(Sefekfamml. S. 625) wird im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter und dem Juſtizminiſter die Vorſchrift 
unter A IV Nr. 18 der Anlage 1 des Geſetzes mit Wirkung vom 1. Mai 1927 ab wie folgt geändert: 


Schreibgebühren für Reinſchriften werden, ſofern der Kreisarzt ſie nicht ſelbſt anfertigt, für 
eine mindeſtens 32 Zeilen von durchſchnittlich 15 Silben enthaltende Seite durch einen Betrag von 
0,30 Reichsmark vergütet. Jede angefangene Seite wird voll gerechnet. 


Der vierte Abſatz des Erlaſſes vom 5. Mai 1924 (Geſetzſamml. S. 540) wird vom 1. Mai 1927 an auftt 
Kraft geſetzt. 


Berlin, den 10. Mai 1927. 


Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 
Hirtſiefer. 
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